| 


1003 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


o 7 — — — — — 
Nr. 74 Ausgegeben Danzig, den 4. Oktober 1923 


ä — 
nhalt. Verordnung über Erhöhung der Mindeſtſätze der Deviſen⸗ und Wechſelſtempelſteuer (S. 1003). — 
Dritte Verordnung über Angliederung neuer Gehaltsklaſſen in der Angeſtelltenverſicherung (S. 1004). — Vierte 
Verordnung über die Angliederung neuer Lohnklaſſen in der Invalidenverſicherung (S 1005). — Verordnung über 
Teuerungszulagen in der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung (S. 1006). — Verordnung über Verſicherungspflicht in 
der Angeſtelltenverſicherung (S. 1006). — Verordnung betreffend Zigarettennachverſteuerung (S. Ben, — Verordnung 
betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl für den Telegraphen⸗ und Fernſprechverkehr (S. 1007). — Verordnung über 
Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren (S. 1007). — Poſtz u nd Poſt es gebühren nach De 1 land (S. 1009). — 
Verordnung zur Aenderung der Fernſprechordnung (S. 1010). — Poſtgebühren mit dem Ausland (außer 
Deutſchland und Polen) (S. 1010). 


— — — —— — — 


454 Verordnung 
über Erhöhung der Mindeſtſätze der Deviſen⸗ und Wechſelſtempelſtener. Vom 28. 9. 1923. 
Artikel 1. 


Auf Grund des $ 15 Abſ. 2 des Geſetzes über Erhöhung der Börſenumſatzſteuer für aus 
ländiſches Geld und Einführung einer Deviſenumſatzſteuer vom 10. Juli 1922 (Geſ.⸗Bl. S. 229) wird 
unter Abänderung der Verordnung über Erhöhung der Deviſenſteuer vom 24. Auguſt 1923 (Staats⸗ 
anzeiger Seite 526 Nr. 677) und der Verordnung vom 12. September 1923 (Staatsanzeiger Seite 571 


Nr. 752) folgendes angeordnet. 
1 


In den 88 1 und 2 des Geſetzes vom 10. Juli 1922 wird die für die Höhe des Noten⸗ und 
Sortenſtempels maßgebende Wertgrenze für die Steuerberechnung von 100 Millionen Mark auf 
10 Milliarden Mark erhöht. : 

In 8 1 zu b) wird der Mindeſtabgabenſatz für Geſchäfte bei einem Werte des Gegenſtandes von 
10 Milliarden Mark und darüber auf 60 Millionen Mark, in § 2 b) der Mindeſtabgabenſatz für Geſchäfte bei 
einem Werte des Gegenſtandes von 10 Milliarden Mark und darüber auf 15 Millionen Mark feſtgeſetzt. 

II. a 
8 13 des Geſetzes vom 10. Juli 1922 erhält folgende Faſſung: N 
„Bei der Berechnung der Abgaben gelten Bruchteile von 1 Million Mark vom Werte 
des Gegenſtandes als volle Millionen Mark. Der Mindeſtſteuerſatz der Abgabe beträgt 
5 Millionen Mark und zwar auch in denjenigen Fällen, in denen die Abgabe nur im halben 
Betrage zu entrichten iſt. Höhere Abgabenbeträge werden auf volle 5 Millionen Mark nach 


oben abgerundet.“ 
Artikel 2. 


Auf Grund des Artikels 2 des Geſetzes vom 12. September 1923 (Geſ.-Bl. S. 953) zur Anderung 
des Wechſelſtempelgeſetzes vom 287.1918 und des Danziger Abänderungsgeſetzes vom 28. Mai 1923 
wird folgendes angeordnet: 2 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 10. 1923). 


1004 
Die Mindeſtabgabe bei der Wechſelſtempelſteuer wird auf 5 Millionen Mark feſtgeſetzt. Höhere 
Abgabenbeträge werden auf volle 5 Millionen Mark nach oben abgerundet. i i 
Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 28. September 1923. 8 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
g Sahm. Dr. Frank. 


3 Se ET Dritte Verordnung 
über Angliederung neuer Gehaltsklaſſen in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 2. 10. 1923. 


Auf Grund der Vorſchrift des Artikels IV des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 927) wird 


5 folgendes verordnet: 

3 Artikel J. 

* Das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes über Anderung des Ver⸗ 
3 ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. 
2 S. 927) und der Zweiten Verordnung über Gehaltsklaſſen in der Angeſtelltenverſicherung und Lohnklaſſen 
in der Invalidenverſicherung vom 7. September 1923 (Geſetzbl. S. 958) wird wie folgt geändert: 


. 8 1. 

Im 8 16 Abf. 1 werden die letzten zwei Zeilen geſtrichen; der Abſatz wird wie folgt ergänzt: 

* „Klaſſe 44 von mehr als 4800 Millionen bis zu 6000 Millionen Mark 

. (monatlich 400 bis 500 Millionen Mark), 

= Klaſſe 45 von mehr als 6000 Millionen bis zu 8 400 Millionen Mark 

5 (monatlich 500 bis 700 Millionen Mark), 

* Klaſſe 46 von mehr als 8 400 Millionen bis zu 12 000 Millionen Mark 
(monatlich 700 bis 1000 Millionen Mark), 

Klaſſe 47 von mehr als 12 000 Millionen bis zu 18 000 Millionen Mark 
(monatlich 1000 bis 1 500 Millionen Mark), 

Klaſſe 48 von mehr als 18 000 Millionen bis zu 24 000 Millionen Mark 
(monatlich 1 500 bis 2000 Millionen Mark), 

Klaſſe 49 von mehr als 24000 Millionen bis zu 30 000 Millionen Mark 

5, 3 (monatlich 2000 bis 2500 Millionen Mark), 

Br ' Klaſſe 50 von mehr als 30000 Millionen Mark 

. (monatlich mehr als 2 500 Millionen Mark).“ 

x 82. 


Der $ 55 Ab. 1 wird wie folgt ergänzt: * 
a 3 600 000 Mark für jeden Beitragsmonat in Gehaltsklaſſe 45 
46 


5 100 00% „ 5 5 A 

7 500 000 „ „ n n „ " 47 
“ ‚ 10 500 000 ET " „ „ n " 48 
4 5 13 500 000 „ „ 1 „ „ „ 49 
; 3 16 500 000 1 11 ** " " „ 50. 
* 8 3 


a Im $ 58 Abs. 1 wird die Zahl „480 000“ durch die Zahl „3 000 000“ und die Zahl „240 000° 
durch die Zahl „1 500 000“ erſetzt. 


Der $ 173 wird wie folgt ergänzt: 


in Gehaltsklaſſe . 22 400 000 Mark, 
5 * V 31 600 000 „ 
= 7 8 F 46 600 00 „ 
5 P 1 65 200 00 0 „ 
5 - ä 83 800 000 „ 
> 5 W 102 400 000 „ 
Artikel II. 


Die Beſtimmungen diefer Verordnung treten mit dem 1. Oktober 1923 in Kraft. 

Von dieſem Tage ab gilt für Verſicherte der Gehaltsklaſſen 1 bis 39 die 40. Gehaltsklaſſe mit 
der Maßgabe, daß für Angeſtellte bis zum vollendeten 18. Lebensjahre und Lehrlinge Beiträge in der 
Gehaltsklaſſe 36 zu entrichten ſind, ſofern ihr monatlicher Arbeitsverdienſt den Betrag von 36 Millionen 
Mark nicht überſteigt. 

Danzig, den 2. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
= Sahm. Dr. Schwartz. 


456 Vierte Verordnung 
über die Angliederung neuer Lohnklaſſen in der Juvalidenverſicherung. Vom 2. 10. 1923. 


Auf Grund der Vorſchrift des Artikels IV des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 927) wird 


folgendes verordnet: Artikel J. 
Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt ergänzt: 
8 1. 


Im 8 1245 Abſ. 1 in der Faſſung der dritten Verordnung über Angliederung neuer Lohnklaſſen 
in der Invalidenverſicherung vom 21. September 1923 (Geſetzbl. S. 981) wird die letzte Zeile geſtrichen. 


Der Abſatz wird wie folgt ergänzt: 
Lohnklaſſe 42 von mehr als 45 Milliarden Mark bis zu 60 Milliarden Mark, 
43 


" * 77 7 60 1 " 7 " 80 77 ME 
7 44 " 77 " 80 77 ” " * 100 7 e 
1 45 7 7 * 1 00 7 * " * 1 30 77 F — 


8 2. 

Im 8 1287 Abſ. 2 wird die Zahl „480 000“ durch die Zahl „3000000“ und die Zahl „240000“ 
durch die Zahl „1 500 000“ erſetzt. s 
§ 3. 


Der $ 1289 wird wie folgt ergänzt: 
3 500 000 M für jede Beitragswoche in Gehaltsklaſſe 43, 


4 500 000 M „ „ 8 „ „ 44, 
5 750 00 M „ „ 5 8 " 45. 
8 4. 
Der § 1392 Abſ. 1 wird wie folgt ergänzt: 
In der Vohnklaſſe 3 25 25 Millionen Mark, 
5 A C 32 P ae, 


" * 7 45 „ 41 " " « 
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Artikel II. 
Wird der Lohn (Gehalt) in Goldpfennigen (Induſtrieſchecks) gezahlt, ſo gilt für die Errechnung 
der Lohnklaſſen und der Beiträge in Papiermark als Multiplikator der von den Spitzenorganiſationen 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände allwöchentlich für die Lohnzahlung feſtgeſetzte Wert eines 
Goldpfennigs, und zwar für die Zeit bis zur nächſten Feſtſetzung. 
Maßgebend iſt der Wert dieſes Goldpfennigs zur Zeit der Zahlung der Beiträge. 
Wird der Lohn (Gehalt) in ausländiſcher Währung gezahlt, ſo gelten für die Errechnung nach 
Abſ. 1 die am letzten Börſentage vor dem Zahltage an der Danziger Börſe amtlich feſtgeſetzten Kurſe 
(Briefkurſe). 
Artikel III. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1923 in Kraft mit der Maßgabe, daß von dieſem 
Tage ab für die Verſicherten der Lohnklaſſen 1 bis 40 die 41. Lohnklaſſe gilt. 
Rückſtände oder Beiträge für zurückliegende Zeiten können nur in den am Zahltage geltenden 
Lohnklaſſen beglichen werden. 
Danzig, den 2. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


457 Verordnung 
über Teuerungszulagen in der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung. Vom 2. 10. 1923. 
Auf Grund des Artikels IV des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte 
und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 927) wird folgendes verordnet: 
Artikel J. 
Der § 58 Abf. 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte erhält folgende Faſſung: 
„Zu dem Ruhegelde, den Witwen-, Witwer: und Waiſenrenten tritt als Renten⸗ 
erhöhung eine Teuerungszulage. Sie iſt Beſtandteil der Rente. Ihr Betrag wird vom 
Senat monatlich unter Berückſichtigung der Richtzahl der Lebenshaltungskoſten, getrennt 
für Ruhegeld, für Witwen⸗ und Witwerrenten und für Waiſenrenten, feſtgeſetzt.“ 
Artikel II. 
Der $ 1287 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
„Zu den Renten aus der Invalidenverſicherung tritt als Rentenerhöhung eine 
Teuerungszulage. Sie iſt Beſtandteil der Rente. Ihr Betrag wird vom Senat monatlich 
unter Berückſichtigung der Richtzahl der Lebenshaltungskoſten, getrennt für Invaliden⸗ und 
Altersrenten, für Witwen- und Witwerrenten und für Waiſenrenten feſtgeſetzt.“ 
Artikel III. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1923 in Kraft. 
Danzig, den 2. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


2 Sahm. Dr. Schwartz 

ag . 
5 458 Verordnung 

3 über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 2. 10. 1923. 

i Auf Grund des § 1a des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes über 

2 Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 

Ki 1923 (Geſetzbl. S. 257) wird folgendes verordnet: 


4 
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81. 
Vorausſetzung der Verſicherung nad) § 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte iſt, daß der 
Jahresarbeitsverdienſt 200 Milliarden Mark nicht überſteigt. 
8 2. f 
Für Angeſtellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienſt von mehr als 12 Milliarden Mark auf 
Grund dieſer Verordnung verſicherungspflichtig werden, gelten die Beſtimmungen der 8s 3 bis 5 der 
Verordnung über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung vom 23. Februar 1923 (Geſetzbl. 
S. 324) entſprechend. 
8 38. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 in Kraft. 
Danzig, den 2. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


459 Verordnung 
betreffend Zigarettennachverſteuerung. Vom 28. 9. 1923. 


Gemäß Artikel II Abſ. 3 des Geſetzes betreffend Anderung des Zigarettenſteuergeſetzes 
vom 3. Juni 1906 in der Faſſung vom 3. März 1923, vom 10. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 875) wird 


die im Abſ. 1 vorgeſehene Friſt vom 15. September 1923 bis zum 15. November 1923 verlängert. 


Vom 15. November 1923 ab darf der Verkauf auch vom Kleinhändler nur nach Verſteuerung gemäß 
dem Artikel I des Geſetzes vorgenommen werden. 


Danzig, den 28. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


— 


460 Verorduung 
betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl für den Telegraphen= und Fernſprechverkehr. Vom 1. 10. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes über Poft-, Poſtſcheck⸗ und Telegraphengebühren vom 23. Auguſt 1923 
(Geſetzbl. S. 883) und des Fernſprechgebührengeſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) wird 
nachſtehende Verordnung erlaſſen: 

Vom 1. Oktober 1923 an beträgt die Schlüſſelzahl für den Telegraphen⸗ und Fernſprechverkehr 
40 Millionen. 

Die Verordnung betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl vom 19. September 1923 (Geſetzbl. 
S. 974) tritt gleichzeitig außer Kraft. f 

Danzig, den 1. Oktober 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


461 8 Verordnung 
über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren. Vom 28. 9. 1923. 
Auf Grund des § 2 des Geſetzes über Poſt⸗, Poſtſcheck- und Telegraphengebühren vom 
23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 883) werden die Poſtanweiſungs⸗, Zeitungs- und Poſtſcheckgebühren für 
den Verkehr innerhalb des Freiſtadtgebiets auf die in der beigefügten Zuſammenſtellung angegebenen 
Beträge feſtgeſetzt. 
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Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober, hinſichtlich der Gebühren für Zeitungen und Sammel- 
überweiſungen am 1. November 1923 in Kraft; die Verordnung über Poft- und Poſtſcheckgebühren vom 
13. September 1923 und die Verordnung über Poſtgebühren vom 20. September 1923 treten hinſichtlich 
der Gebühren, für welche die vorliegende Verordnung eine Neufeſtſetzung vorſieht, vom gleichen Zeit⸗ 
punkt außer Kraft. 


Danzig, den 28. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
\ Zuſammenſtellung 
der neuen Poſtanweiſungs-, Zeitungs- und Poſtſcheckgebühren. 
Be — J..... TS IE BEI EI 
Gegenftand Gebühr Anmerkungen 
Br N 7 
— — — ——— — — 
I. Poſtanweiſungen R 
bis 50 Millionen MWm 400 Tauſend 
über 50 „ 100 A e ee 1 Million 
„0 1 22 ͤ K 2 Millionen 
„5 ee 8 CCT 3 Millionen Vom 
„ 00 „ 10900 8 . eis me 8 4 Millionen 1. Oktober 1923 
7CFCCCFFFFCCCCCCCCCCCCC C 5 Millionen | 
8 500 Tauſend * 
„ 2000 „ 3000 5 CP 7 e 
„ 3000 „ 4000 N FCC | 8 Millionen 
5 En — a 500 Tauſend 
g „ 4000 „ 5000 " „„ 10 Millionen 
II. Zeitungen 
a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere 
Erſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe in der Woche 
bei einem durchſchnittlichen Nummergewicht i Mark 
as FC 8.000 
er e r ea ir ir en 16 000 
„ „50 100 € T 24 000 Vom 
2005200 enn, ee 40 000 1. November 1928 
„// ER ĩðͤ MER 56 000 
Fine NER 22000 88 
„Cc (/ a a 144 000 
für das monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen die 
Hälfte davon j 
b) Mindeſtgebühr, monatliche 8000 
e) Gebühr für Sammelüberweiſungen (Höchſtgewicht einer 
Nummer 25 g im Jahresdurchſchnitt) vierteljährlich. ... 16 000 


Gegenſtan d Gebühr Anmerkungen 
. 7 . 1 
III. Poſtſcheckgebühren | } 
Bareinzahlungen mit Zahlkarte g h 51 
CCC ˙ T0 100 Tauſend — 
über 50 „ 100 8 NR 3 
C111. ee n 
es. ⁵ᷣ A0 Ar ae Due 
„ 500 „ 1000 * BE 2 1 Million 
„ 1000 „ 2000 > .. I ee en 1 Million 
500 Taujend 
„ 2000 „ 3000 8 RR en He een 2 Millionen. 
„ 3000 „ 4000 1 NN en ee 2 Millionen 
500 Tauſend 
„ 4000 5000 PF. ae 3 Millionen 13 
5000 Millionen Mark (beschränke! 0,2721 % 4 Millionen Vom 


Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird dieſelbe Gebühr erhoben, 
im Höchſtfall jedoch für eine Zahlkarte eine Gebühr von ...] 1 Million. [Ü 1. Oktober 1923 


Auszahlungen an. 
a) für jede von der Zahlſtelle des Poſtſcheckamts bargeldlos b 14 
und für jede in den Abrechnungsſtellen der Reichsbank . 
beglichene Auszahlung von dem im Scheck angegebenen b De 
rs ae 17, vom 
Tauſend 


b) für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle des Poſtſcheck— 
amts ſowie für die Überſendung eines Schecks durch das Poſt⸗ 
ſcheckamt an eine Poſtanſtalt und für die weitere Behandlung 
des Schecks bei dieſer von dem im Scheck angegebenen Betrag 2 vom 


Tauſend 
Die Mindeſtgebühr für die nach einem Kontoblatt zu be- 
rechnenden Auszahlungen beträgt 1000 M. 
Im übrigen werden Gebührenbeträge bis ausſchließlich 
1000 M auf volle 1000 M aufgerundet. 
462 Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren nach Dentichland, 


Vom 28. 9. 1923. 
Die mit Verordnung über Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren vom 28. September 1923 veröffentlichten 
Gebührenſätze gelten vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens ab auch im gegenſeitigen Vertehr mit Deutſchland. 
Danzig, den 28. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt ERS 
2 Zander. 


/ 
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463 :; Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. Vom 1. 10. 1923. 
Auf Grund des 5 13 des Fernſprechgebührengeſetzes (F.-Geb.⸗G.) vom 23. Auguſt 1923 (Geſetz⸗ 
blatt S. 887) wird folgendes beſtimmt: 
In der Zuſammenſtellung der Grundbeträge, die an die Stelle der durch die Fernſprechordnung 
feſtgeſetzten Gebühren treten, — Verordnung zur Anderung der Fernſprechordnung vom 28. Auguſt 1923, 
Geſetzbl. S. 893/901 — find als Nr. 11 a und 11 b nachzutragen: 


Beſtimmun isheri 
5 9 Bisherige] Grund⸗ Bemer— 


r 
Nr. Ge gen it and Fernſprech⸗ Gebühr betrag kungen 
. ordnung 4 2 
1 2 3 4 5 6 
114] Gebühr für die Auswechſelung eines Wand⸗ 
apparats gegen einen Tiſchapparat und um⸗ 
gekehrt oder einer Vermittelungseinrichtung f 
bei Nebenſtellenanlageee nn. § 13, IV Abſ. 44 100,— 10,— 
11 b] Gebühr für alle übrigen Auswechſelungen .|$13, IV Abſ. 4 40,— 4,— 


Danzig, den 1. Oktober 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


464 Die Gebühren im Poſtverkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und Polen) werden 
vom 1. Oktober 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 


Brie e f RATEN 6 000 000 M, 
dir jede weiteten W:: 8 3 000 000 M, 
Boftlärken- 3.0. a a ³ðVuß A re 3 600 000 M, 
Drudiahen für e 1 200 000 M, 
Blindenſchriftſendungen für je 5000 ggasa .... 600 000 M, 
r „en 1 200 000 M, 
e e RE ee Ya 6 000 000 M, 

die Gebühr für nicht oder unzureichend freigemachte Brief 

ſendungen beträgt das Doppelte des Fehlbetrags, 
en ee ER 3 600 000 M, 
die Maſchreihgenggg ee 6 000 000 M, 
die Eilzuſtellgebühr für Briefſendungeen. 12 000 000 M, 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 g... 2400000 M, 
/ ee a 12 000 000 M, 

die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu 
P/ ˙ TT. ˙² . 1 200 000 M, 


die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme . . 1 800 000 M, 
die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier 3 600 000 M, 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier 2 400 000 M. 
Donzig, den 27. September 1923. 
Poft- und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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